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D er Umsatz der 25 größten in
Deutschland aktiven gebäu-
dedienstleister ist im vergan-
genen Jahr um 7,8 Prozent

Die Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum hat im Wahlkampf leider nur eine
untergeordnete rolle gespielt. auch im
144 Seiten starken Koalitionsvertrag von
CDU, CSU und SPD trägt ein nur knapp
dreiseitiger abschnitt die Überschrift
„Bauen und Wohnen“. Wird dieser dem
titel des Vertrags gerecht und über-
nimmt „Verantwortung für Deutsch-
land“? Die Frage ist wohl zu verneinen.
So finden sich zwar einzelne überlegens-
werte Vorschläge, die jetzige Koalition
wird damit aber voraussichtlich nicht an
die Wurzel des Übels gehen.

Durch die starke Begrenzung der Mie-
ten im Bestand subventioniert der ge-
setzgeber im ergebnis den Konsum von
Wohnraum für Bedürftige und Nichtbe-
dürftige. insbesondere Letztere weiten
daraufhin ihren Konsum aus. im Durch-
schnitt hat der Wohnraumverbrauch je
Person in Deutschland stetig zugenom-
men – trotz steigenden Schwierigkeiten
bei der Wohnraumversorgung. Damit
wird der Unterschied zwischen Neuver-
tragsmieten und Bestandsmieten immer
größer.

Die Fluktuation nimmt immer mehr
ab, da es für niemanden mehr wirtschaft-
lich sinnvoll ist, in eine kleinere Woh-
nung umzuziehen. Der kleine rest, der
zur Neuvermietung ansteht, trifft auf
eine steigende Nachfrage. es ist unver-
meidbar, dass dann die Preise für Neuver-
mietungen stark steigen. eine weitere
regulierung der Neuvertragsmieten löst
die Wohnungsnöte nicht, sondern könnte
allenfalls Symptome lindern – und auch
das mehr schlecht als recht.

Marktkonforme Mieten lassen sich der-
zeit in angespannten Wohnungsmärkten
weder anhand von Neuvermietungen noch
von Bestandsmieten ermitteln. Die Be-
standsmieten sind sehr stark reguliert und
haben mit angebot und Nachfrage wenig
zu tun. Durch den rückgang der Fluktua-
tion kommt immer weniger angebot aus
dem Bestand auf den Markt. aufgrund

dieser Fehlregulierung sind die Mieten
dort deutlich höher, als sie es ohne regu-
lierung wären. Wir beobachten daher bei
Neuvermietungen nur „Überregulierungs-
mieten“, aber keine Marktmieten mehr.

Die Konsequenzen sind eine reihe von
ausweichbewegungen der anbieter: Ver-
stöße gegen die Mietpreisbremse, die Ver-
mietung als möblierter Wohnraum auf
Zeit, eine mehrfache Untervermietung
oder direkte Schwarzmarktentwicklungen
mit hohen Bargeldzahlungen. Dies soll
nun weitere regulierung verhindern. eine
Verschärfung der Mietwucher-Vorschrift
im Wirtschaftsstrafgesetz, eine Bußgeld-
bewehrung von Verstößen gegen die Miet-
preisbremse und eine regulatorische er-
fassung auch möblierter Wohnungen und
Kurzzeitvermietungen sind die Stichworte
im Koalitionsvertrag. alles verständlich,
aber ein plastisches Beispiel für die „Ölfle-
cken-theorie“ einer falschen regulierung,
die sich immer mehr ausbreitet.

erforderlich wäre stattdessen, an die
Wurzel des Übels zu gehen – und damit
an die Kappungsgrenze: Sie beschränkt
Mieterhöhungen, die vom Mietspiegel an
sich gedeckt wären. gut ist, dass die Ko-
alition dies immerhin nicht weiter ver-
schärfen wird. Die Kappungsgrenze muss
aber grundsätzlich modifiziert und auf
Bedürftige begrenzt werden. allererste
Sofortmaßnahme sollte jedoch eine deut-
liche ausweitung des Wohngeldes sein,
denn die aktuelle regulierung bietet kei-
nen ausreichenden Schutz. Schlussend-
lich ist ein Dreiklang aus mehr Wohngeld
für Bedürftige, Mieterhöhungen beson-
ders für Nichtbedürftige (schrittweise
abschaffung der Kappungsgrenze und
Mietspiegel, die näher am Markt sind)
und abschöpfung eines teils der Mehr-
einnahmen etwa durch einen „Vermieter-
Soli“ erforderlich.

Jede Mietrechtsreform muss schrittwei-
se dafür sorgen, dass sich die Mieten im
Bestand und bei der Neuvermietung wie-
der einem Marktpreis annähern. Neuver-

tragsmieten bei 110 Prozent der Mietspie-
gelmieten einzufrieren, ist allein keine Lö-
sung. auch Bestandsmieten müssen stei-
gen, obgleich das politisch unbequem ist.
Nur solche reformen ermöglichen Markt
und Staat, wieder das zu machen, was sie
auch können: Der Markt soll wieder für
die Bildung von Preisen und damit für die
nachgefragten Mengen sorgen. Der Staat
ist dagegen für die soziale Umverteilung
zuständig.

Zurzeit ist es genau umgekehrt: Der
Staat setzt die Preise fest und wundert
sich, dass der Mengenverbrauch ausufert
und der Markt keine soziale Umvertei-
lung hinbekommt. aber das war noch nie
aufgabe des Marktes und sollte es auch
nie sein.

Das Herumdoktern an den Sympto-
men wird nur die Politikverdrossenheit
erhöhen und die radikalen Flügel mit
ihren populistischen Vorschlägen stärken
– von rechts das geraune, die Migration
sei schuld an der Knappheit, von links
Vergesellschaftungsphantasien, die
schon aus finanziellen gründen nicht
rechtskonform durchsetzbar sind. Schon
die von der Koalition abermals geplante
Verlängerung der Mietpreisbremse wirft
die Frage ihrer Verfassungskonformität
auf. eine Mitgestaltung aus Karlsruhe ist
aber wenig erstrebenswert. ein dumpfes
„Bauen, Bauen, Bauen“ ist es ebenso we-
nig – schon aus ökologischen gründen.

aber das ewige Weiterdrehen an der
regulierungsspirale wird keineswegs den
gewünschten erfolg bringen. Daher
bleibt zu hoffen, dass die Koalition über
ihren Vertrag hinauswächst.

Die beiden Autoren des Gastbeitrags sind am
IREBS Institut für Immobilienwirtschaft der
Universität Regensburg tätig.

Jürgen kühling ist Professor für Öffentliches
Recht, Immobilienrecht, Infrastrukturrecht und
Informationsrecht und Steffen Sebastian
Professor für Immobilienfinanzierung.

So bleiben dieWohnungsnöte bestehen
im Koalitionsvertrag steckt zu wenig / Von Jürgen Kühling und Steffen Sebastian

gericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss
vom 30. Januar 2025, aktenzeichen: 7 a
501/24).

Vergütung verfällt ohne
Statik-Nachweise
ein auftragnehmer kann seinen Vergü-
tungsanspruch verlieren, wenn er seine
Mitwirkungspflichten verletzt und da-
durch die ordnungsgemäße Fertigstel-
lung des Werkes verhindert. im vorlie-
genden Fall war der auftragnehmer mit
der errichtung eines treppengerüstes
beauftragt, das als provisorischer zwei-
ter rettungsweg dienen sollte. Der Ver-
trag sah vor, dass das gerüst nicht nur zu
errichten, sondern auch mit den für die
Baugenehmigung erforderlichen stati-
schen Berechnungen zur Standsicher-
heit zu versehen war. Diese statischen
Berechnungen waren erforderlich, um
sicherzustellen, dass das gerüst die bau-
rechtlichen anforderungen als zweiter
rettungsweg erfüllte.

Der auftragnehmer erbrachte zwar
die Leistung der errichtung des trep-
pengerüstes und stellte dieses zur ab-
nahme bereit. Die für die Baugenehmi-
gung erforderlichen statischen Nachwei-
se legte er jedoch nicht vor. Dies führte
dazu, dass die Baugenehmigung für das
treppengerüst nicht erteilt wurde, da
die Berechnungen unvollständig waren.

Das gericht stellte klar, dass der auf-
tragnehmer für den Mangel, dass das
gerüst aufgrund der fehlenden Bauge-
nehmigung nicht als rettungsweg ge-
nutzt werden konnte, nicht unmittelbar
verantwortlich war. Dennoch entschied
es, dass der Vergütungsanspruch des
auftragnehmers wegen Verletzung der
Mitwirkungspflicht abzulehnen sei.

Der auftragnehmer habe die ord-
nungsgemäße Fertigstellung des Bau-
vorhabens verhindert, indem er die er-
forderlichen Nachweise nicht rechtzeitig
vorgelegt habe. trotz der erbrachten
Leistungen bei der errichtung des trep-
pengerüstes konnte der auftragnehmer
somit seinen Vergütungsanspruch nicht
geltend machen, weil er seinen vertrag-
lichen Mitwirkungspflichten nicht nach-
gekommen war (Oberlandesgericht
Naumburg, Urteil vom 17. Januar 2024,
aktenzeichen 5 U 86/23).

Sergia Antipa ist Rechtsanwältin der Kanzlei
Bethge in Hannover.

Nachbarn wehren sich
erfolglos gegen Hausbau
gegen die errichtung eines Mehrfami-
lienhauses in einem überwiegend von
einfamilienhäusern geprägten gebiet
bietet das Bauplanungsrecht keinen ab-
wehranspruch, wenn keine außerge-
wöhnlichen Umstände vorliegen. Die
Nachbarn eines grundstücks, auf dem
der Neubau eines Mehrfamilienhauses
mit 16 Wohneinheiten geplant war,
wehrten sich gegen das Bauvorhaben.
Die Begründung: Das gebiet sei über-
wiegend durch einfamilienhäuser ge-
prägt, und das Vorhaben widerspreche
daher dem gebietscharakter.

Das gericht sah dies jedoch anders
und erklärte das Vorhaben für rechtmä-
ßig. es stellte klar, dass grundstücks-
eigentümer in bebauten gebieten
grundsätzlich hinnehmen müssen, dass
ihre grundstücke im baurechtlich zuläs-
sigen rahmen genutzt werden, wozu
auch einsichtsmöglichkeiten von Fens-
tern oder Balkonen auf Nachbargrund-
stücke gehören können. Dies entspreche
der üblichen städtebaulichen Situation.

Das gericht entschied, dass der ge-
bietserhaltungsanspruch nicht automa-
tisch die Verhinderung von Mehrfami-
lienhäusern in einem bisher von ein-
familienhäusern geprägten gebiet
rechtfertigt. es handelt sich nicht um ein
abwehrrecht, es sei denn, es liegen be-
sondere Umstände vor, die im vorliegen-
den Fall nicht nachgewiesen wurden.

auch die Bedenken hinsichtlich der
Höhe des gebäudes und der angeblich
unzumutbaren einsichtsmöglichkeiten
wies das gericht als unbegründet zu-
rück. in bebauten gebieten sei es nor-
mal, dass von Fenstern oder Balkonen
auf Nachbargrundstücke geblickt wer-
den könne. Der Bau des Mehrfamilien-
hauses stelle daher keine städtebauliche
Fehlentwicklung dar. Zudem seien in
der Umgebung andere mehrgeschossige
gebäude vorhanden (Oberverwaltungs-
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Lösungen rangiert unter den entschei-
dungskriterien auf den hinteren Plätzen.

Zwar gibt es auch Vorteile der auto-
matisierung. 44 Prozent der befragten
Unternehmen der Lünendonk-Studie
nennen zum Beispiel die einsetzbarkeit
robotischer Hilfen für 24 Stunden am
tag. einen menschlichen Mitarbeiter
werden sie auf mittlere Sicht nicht erset-
zen. Diese zu finden, sei allerdings die
Schwierigkeit. 78 Prozent der befragten
Unternehmen sagten, dass sich in die-
sem Jahr die rekrutierung von Fachkräf-
ten (sehr) schwierig gestaltet.

Jochen Keysberg setzt mit apleona
dafür beispielsweise auf Fachkräfte aus
Nordafrika, die dort gezielt angeworben,
geschult und sprachlich wie kulturell
vorbereitet werden. Hier biete Digitali-
sierung eine Chance, sagt auch Marion
Henschel von Strabag PFS: Schulungen
können digital abgehalten werden, ohne
Unternehmensvertreter vor Ort.

Die regierung will viel geld für die infrastruktur
ausgeben. gebäudedienstleister hoffen darauf,
dass das auch ihr geschäft belebt.
Von Gregor Brunner, Frankfurt

Was bringen die
Investitionen?
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